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Mein Dank gilt ferner  Frau Professorin Amy L. Chua, Duke University, die 
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ich ferner  dem DAAD und der Rotary Foundation in Evanston, III. sowie den 
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Einleitung 

Diese Arbeit beschäftigt sich mit den organisatorischen Aufgaben, die auf 
Städte und Gemeinden in den U.S.A. zukommen, soweit es um das Gewähren 
von Daseinsvorsorge geht. 

Zunächst wird die Position der lokalen Gebietskörperschaften  der Vereinig-
ten Staaten im Rahmen des Staatsaufbaus bestimmt, wie sie sich aus den Ver-
fassungen der Union sowie der einzelnen Bundesstaaten ergibt, und mit der 
entsprechenden Position deutscher kommunaler Gebietskörperschaften  vergli-
chen. Dabei wird auch auf die Bedeutung der Unterscheidung zwischen ho-
heitsrechtlicher und privater Handlungsform im amerikanischen Rechtskreis 
eingegangen. 

Im weiteren geht die Arbeit dann von der Definition des Begriffes  „public 
utility" aus und beschäftigt sich zunächst mit der kommunalen Einflußnahme 
auf private Anbieter durch das Institut des „Franchise". Dieses Franchise ist 
mit dem deutschen Institut der Konzessionsverträge vergleichbar. 

Schließlich werden verschiedene Organisationsformen mit und ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit beschrieben, in denen Städte und Gemeinden selbst Lei-
stungen der Daseinsvorsorge anbieten. Diese sind nach deutschem Verständnis 
öffentlich-rechtlich  und derart mit ihrer Trägerkommune verknüpft,  daß sich 
insoweit ein Vergleich mit der Einrichtung „Eigenbetrieb" anbietet. 

In zwei Exkursen werden die Probleme einer Bürgerbeteiligung mit unter-
schiedlich gewichteten Stimmwerten sowie die Anwendbarkeit der Kartellge-
setze auf die Kommunen behandelt. 

Wegen der im Vergleich zu den Vereinigten Staaten relativ homogenen 
Struktur des Kommunalrechts in den einzelnen Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland wird bei unterhalb der Zentralebene anzusiedelnden Bestimmun-
gen die Rechtslage des bevölkerungsreichsten Bundeslandes Nordrhein-West-
falen zu Grunde gelegt, soweit nicht ausdrücklich anderes im Text vermerkt ist. 



1. Teil 

Rahmenbedingungen für das Handeln 
kommunaler Gebietskörperschaften 

A. Standortbestimmung im föderalen Verfassungssystem 

Der amerikanische Föderalismus unterscheidet sich vom deutschen dahin-
gehend, daß in den Vereinigten Staaten der Bund und die einzelnen Staaten 
bzw. die zu ihnen zählenden Kommunen jeweils einen anderen Aufgabenkreis 
haben, in dem sie nicht nur Gesetze erlassen, sondern diese sodann auch mit 
eigenem Personal ausführen. Dies kann als funktionaler in Unterscheidung zum 
deutschen räumlichen Föderalismus bezeichnet werden.1 Er fuhrt  dazu, daß auf 
örtlicher Ebene neben den allgemeinen, territorial organisierten „municipal 
corporations" vielfältige häufig als staatliche Gründung per Gesetz entstandene 
„quasi-municipal corporations" (Sektoralkörperschaften)  für besondere Aufga-
ben wie Schulen, Feuerschutz, Wasserversorgung, Stromversorgung etc. exi-
stieren. 

Der Begriff „municipal corporation" soll dabei als ein Oberbegriff  verstan-
den werden, der „cities" (Städte), „towns" (Kleinstädte) und „villages" (Dörfer) 
umfaßt, soweit diese mit einer eigenständigen Rechtspersönlichkeit ausgestat-
tet, d.h. inkorporiert sind. Sie haben klar umrissene Territorien mit gleichmäßi-
ger Besiedlung und erfüllen den allgemeinen Auftrag, die Interessen der ansäs-
sigen Bevölkerung wahrzunehmen.2 

Der Begriff „quasi-municipal corporation" beschreibt Verwaltungseinhei-
ten/Körperschaften,  die nur sektoral die Erfüllung bestimmter Aufgaben lei-
sten. Sie werden auch „special districts" genannt. Daneben fallen staatliche 
Untergliederungen zur Verwaltungsvereinfachung,  z.B. „counties" und deren 
Äquivalente wie die „townships" der westlichen Staaten oder die „towns" in 

1 Gunlicks, Local Gov't., S. 202 (1986). 
2 Reynolds, Local Gov't., S. 17 (1982); Rhyne, Local Gov't., S. 4 (1980). 



Α. Standortbestimmung im föderalen Verfassungssystem 17 

Neu-England, in diese Gruppe.3 Damit unterscheiden sich die amerikanischen 
„counties" deutlich von den deutschen Kreisen, weil sie als rein staatliche Ein-
richtung und nicht als mit Selbstverwaltungsrechten ausgestatteter Gemeinde-
verband verstanden werden müssen.4 Bis auf Virginia ist dem Kommunalrecht 
amerikanischer Bundesstaaten auch das Konzept kreisfreier  Städte unbekannt. 
Auch die großen Städte bleiben vielmehr Teil ihres jeweiligen county. Sie 
können sogar mit unterschiedlichen Stadtteilen in verschiedenen Counties 
liegen. So bedeckt z.B. New York City mit seinem Stadtteil Manhatten New 
York County, mit Brooklyn Kings County, mit Queens Queens County sowie 
mit Staten Island Richmond County vollständig und ragt mit Yonkers zum Teil 
noch in Westchester County hinein. Atlanta, Ga befindet sich zum überwie-
genden Teil in Fulton County, hat sich aber im Osten auch schon zum Teil 
nach DeKalb County ausgedehnt. 

Als weitere Besonderheit des amerikanischen Kommunalrechts kommt hin-
zu, daß dort mehr als 90 % des Territoriums der einzelnen Bundesstaaten kei-
ner Kommune zugeordnet werden kann, sondern ohne eigenen körperschafli-
chen Status bleibt, also als Teil des county staatsunmittelbar ist,5 während in 
Deutschland nur eine Handvoll Rächen mit insg. weniger als 10.000 Einwoh-
nern keiner Gemeinde zugeordnet sind.6 

Bei den Sektoralkörperschaften  geht die Entwicklung dahin, sich gebiets-
mäßig mit anderen Sektoralkörperschaften  und den Kommunen mehr und mehr 
zu überlappen und dabei eine hoheitsrechtliche Gemengelage zu erzeugen. 
Dies geht soweit, daß in der Literatur der Vergleich von Long Island, NY, wo 
besonders viele und verschiedene solcher Sektoralkörperschaften  zu finden 
sind, mit dem Balkan der Jahrhundertwende als maßlose Untertreibung gese-
hen wird.7 Nach Ansicht von Reynolds ist also die Struktur der Sektoralkörper-

3 Reynolds, Local Gov't., S. 23 et seq. (1982); Rhyne, Local Governm., S. 6 (1980). 
Die townships der Bundesstaaten im Westen und die towns in Neu-England sind ver-
gleichbar mit den counties der meisten Staaten, d.h. sie sind Untergliederungen des 
Staates zur Verwaltungsvereinfachung.  Dies ist ein weiteres Beispiel dafür,  daß die 
Vielfalt der Organisationsprinzipien in den einzelnen Staaten es fiir  eine verläßliche 
Rechtsberatung unbedingt erforderlich  macht, die genaue Bedeutung des Begriffe  für 
jeden Staat neu zu hinterfragen. 

4 Gunlicks, Local Gov't, S. 39 (1986). 
5 Gunlicks, Local Gov't, S. 70 (1986). 
6 Pappermann, HdkWP-1, S. 299, 304 (1981) (hpts. Truppenübungsplätze, Hochge-

birgs-, Wasser- und sonstige Naturflächen, bzw. Flächen, deren Eigentümer der Bund 
oder das Land ist). 

7 Reynolds, Local Gov't. Law, S. 27. 

2 Eumann 


